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Innovation als sozialen Prozess begreifen: Das innovationspolitische Konzept der Gewerkschaften
„Innovation“ – der Begriff ist in aller Munde: Zumindest will die Bundesregierung mit „Innovation“ nach ihren eigenen Worten Deutschland wieder aus der wirtschaftlichen Talsohle holen. Neue Arbeit, Wirtschaftwachstum und Wohlstand erfordern angesichts der Herausforderungen von Strukturwandel, Globalisierung, demografischem Wandel und ökologischer Modernisierung eine Strategie der permanenten Innovation. Der allgemeine Befund über die Innovationsdynamik in Deutschland ist allerdings ernüchternd:

Die Innovationsschwäche ist im internationalen Vergleich nicht mehr zu übersehen, der Strukturwandel zur wissensbasierten Wirtschaft verläuft nur im Schneckentempo. Die deutsche Wirtschaft ist den traditionellen Erfolgsmustern verhaftet. Erfolgreiche Exportnation, aber netto – Technologieimporteur, stark vor allem auf traditionellen Märkten. 

Die komplexen Zusammenhänge jedoch, die insgesamt Innovationsfähigkeit ausmachen –Unternehmenskultur, Innovationsmanagement, Zusammenhang zwischen Arbeitszufriedenheit und Innovation, Forschung, Bildung und Weiterbildung, um nur einige zu nennen – werden in der Regel im innovationspolitischen Diskurs ignoriert. Die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen wird fast ausschließlich - angebotsseitig - an der relativen Höhe von Arbeitskosten gemessen. Anreize zur Schaffung von Arbeitsplätzen und Aufnahme von Arbeit wurden von der Politik dementsprechend vorrangig auf Kostensenkung (Zuschüsse/Subventionen) in Verbindung mit Deregulierung und Flexibilisierung des Arbeitsmarktes ausgerichtet (z.B. Kündigungsschutz, Zumutbarkeit). Da wegen der Sparpolitik wachstumsfördernde Impulse der Wirtschaftspolitik ausblieben, verschärfte sich die Lage. Angesichts der Tatsache, dass Deutschland zwar wieder einmal Exportweltmeister geworden ist, aber eine Wende am Arbeitsmarkt ausbleibt, wird weiter um den Weg aus der Krise gerungen.

Gewerkschaftliches Interesse an Innovationen

Der DGB begrüßt die Innovationsoffensive der Bundesregierung, weil sie die Chance für eine breite gesellschaftliche Debatte über die wirklichen Ursachen anhaltender Massenarbeitslosigkeit und Wachstumsschwäche eröffnet.

Wie Umfragen unter Mitgliedern und in der Gesamtbevölkerung wiederholt bestätigen, werden den Gewerkschaften die Sicherung der Arbeitsplätze und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit als wichtigste Aufgabe zugeschrieben. Die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und ihre Voraussetzungen stehen daher im Zentrum des gewerkschaftlichen Interesses.

Ziele des DGB 

Marktkräfte allein können den Weg nicht weisen. Der DGB setzt sich für die Beschleunigung und politische Gestaltung des Strukturwandels im Rahmen einer sozial–ökologischen Reformstrategie ein. Zukunftsfähig ist ein Konzept, das das Postulat gleicher Lebens- und Entwicklungschancen für alle Menschen, die Ziele Umweltschutz und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gleichwertig miteinander verbindet und das die Ansprüche der Menschen auf eine persönlichkeitsfördernde Arbeit, Gesundheitsschutz, Selbstbestimmung und soziale Sicherheit integriert. 

Innovation muss man deswegen nicht nur als technischen oder technologischen, sondern als sozialen Prozess begreifen. 

Innovation beginnt mit einem Strukturwandel hin zu einer Dienstleistungsgesellschaft, in der es nicht darum geht, Industrie und Dienstleistung gegeneinander auszuspielen, sondern ihr Verhältnis neu zu definieren, damit sie gemeinsam zu nachhaltigem Wachstum beitragen. Die notwendige Beschleunigung des Strukturwandels erfordert aktives staatliches Handeln: Neben der Definition von Entwicklungszielen und rechtlichen Rahmenbedingungen in gesellschaftlichen Bedarfsfeldern, kann die Förderung der systematischen Entwicklung von Dienstleistungen (service - engineering) als umfassende Disziplin wichtige Beiträge zur Beschleunigung des Strukturwandels leisten und mittelbar die Exportfähigkeit der Dienstleistungswirtschaft unterstützen.

Der Kern des Innovationsprozesses ist Innovation durch Kreativität im Unternehmen 

Die Quelle von Innovationen sind immer Menschen. Sie müssen ihre Qualifikation und Motivation in einer innovations- und kreativitätsförderlichen Unternehmenskultur entfalten können. Wissen, Einfallsreichtum und Motivation der Menschen waren schon immer die ausschlaggebenden Produktions-, Wettbewerbs- und Engpassfaktoren. In einer hochdynamischen Wissensgesellschaft gilt das mehr denn je. Um so problematischer ist es, dass die aktuelle Innovationsdebatte einen weißen Fleck aufweist: Während Bildung, Forschung, Technik und die finanziellen Rahmenbedingungen zumindest thematisiert werden, bleibt das Innovationsgeschehen in den Unternehmen weitestgehend außen vor. Die Qualität der Arbeit entscheidet maßgeblich darüber, wie künftig Wissen und Humankapital gebraucht, erhalten, entwickelt oder auch gefährdet und verschwendet wird.

Größte Innovationsbremse sind oft die Unternehmer selbst. Ihnen fehlt der Mut zur Innovation im eigenen Haus, aber vielleicht auch am Willen, sich einer veränderten Umwelt anzupassen. Es ist vielfach belegt, dass gerade deutsche Unternehmer überwiegend auf Verbesserungen setzen, statt das Risiko von Durchbruchsinnovationen einzugehen, dass sie im europäischen Vergleich wenig innovative d.h. lernförderliche und beteiligungsorientierte Arbeitsformen praktizieren, wenig in Weiterbildung investieren, diese dann auf die qualifizierten Beschäftigten konzentrieren und bei der Herstellung von Flexibilität mehr auf den Verschleiß von Personen statt auf intelligente Organisationsformen setzen. Aus dieser Erkenntnis lassen sich neue Aufgabenfelder für eine innovative Arbeitsgestaltung ableiten: Wie muss Arbeit und insbesondere die Unternehmenskultur gestaltet sein, damit in altersgemischten Teams die jeweiligen, sehr unterschiedlichen Fähigkeiten und Erfahrungen optimal eingebracht werden können?

Perspektivwechsel der Forschungs- und Technologiepolitik 

Auch staatliche Forschungs- und Technologiepolitik muss sich von der Vorstellung eines linearen und technischen Innovationsprozesses verabschieden. Künftig gilt es, den vielgestaltigen soziokulturellen Nährboden, auf dem Innovationen entstehen, zu fördern und vorausschauend intelligent lenkende Rahmenbedingungen zu schaffen. Forschungsgelder sind dann nicht effizient eingesetzt, wenn man in verzweifelten Aufholjagden technische Entwicklungen und prestigeträchtige Großforschungsprojekte subventioniert und damit staatlicherseits Forschungsschwerpunke festsetzt. Vielmehr lohnt sich, sich auf die originären Stärken Europas als traditionsreichen Raum der Vielfalt zu besinnen und soziale, organisatorische und kulturelle Innovationen zu fördern, die nun einmal die essentiellen Voraussetzungen für erfolgreiche technische Innovationen sind.

An der Spitze stehen dabei alle Bemühungen, die erkannten Defizite bei der Organisation und Ausstattung des Bildungssystems insgesamt, des Schul- und Hochschulsystems auszugleichen und berufliche Erstausbildung sowie kontinuierliche Weiterbildung in ihren quantitativen wie qualitativen Dimensionen deutlich zu verbessern und Kompetenzaufbau im Rahmen innovativer Arbeitsorganisation zu ermöglichen. Dazu gehört auch eine angemessene finanzielle Ausstattung des Bildungssystems. Die jüngste OECD Studie „Bildung auf einen Blick“ verdeutlicht, dass der gesamtgesellschaftliche Nutzen einer Bildungsinvestition höher ist als der individuelle Nutzen. Innovationsfähigkeit hängt nicht nur vom individuellen Bildungsstand, sondern auch vom kollektiven Bildungsstand der Gesellschaft ab. Was für Bildung gezahlt wird, sind keine konsumtiven Kosten, sondern Investitionen. Im Hinblick auf die jüngste Diskussion um Spitzenunis bewegen wir uns zurück: Deutschland hat kaum Probleme mit der Spitze, sondern mit der Breitenförderung.

Innovative Industriepolitik

Bestandteil einer Innovationsstrategie muss auch die Industriepolitik der Bundesregierung sein. Die Industriepolitik der Bundesregierung konzentriert sich momentan darauf, Rahmenbedingungen zu verändern, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie gegenüber europäischen und weltweiten Konkurrenten zu steigern. Zu diesen Rahmenbedingungen werden gerne auch Einschnitte in das Arbeitsrecht und andere Maßnahmen zu Lasten von Arbeitnehmern gezählt: Je dehnbarer die Arbeitszeiten und je niedriger die Lohnnebenkosten, desto höher sei die Innovationskraft der Unternehmen. Dieser Logik wird sich der DGB mit Sicherheit nicht anschließen. In ähnlicher Weise werden umweltpolitische Belange hinterfragt: Man wolle „Regulierungsdichte“ abbauen und Unternehmen von „bürokratischen Fesseln“ befreien. Umwelt- oder Arbeitsschutzregulierungen werden in diesem Zusammenhang gerne als wenn nicht überflüssige, dann doch zumindest als lästige „Überregulierung“ bezeichnet. Im Einzelfall muss immer wieder neu um die Balance zwischen ökonomischen, ökologischen und sozialen Interessen gerungen werden, die alle gleichberechtigt behandelt werden müssen. Im Sinne einer effizienten Innovationspolitik kommt es dabei vor allem darum an, immer auch auf die langfristigen Wirkungen neuer Regulierungen zu achten. Einen wesentlichen Beitrag zu innovativer Industriepolitik kann eine aktive Förderung von Clusterbildung leisten. Der Einsatz der Informationstechnologie beschleunigt die Entstehung von vernetzten Volkswirtschaften, Arbeitsplätze können leichter verlagert werden. Das geht aber nur begrenzt, weil nur das dokumentierbare Faktenwissen sich weltweit verbreiten und nutzen lässt. Spezifische Kenntnisse und Erfahrungswissen über Prozesse und Produkte, "Know how" und "Know why" bleibt an Personen, Regionen und Netzwerke gebunden. Sie stellen einen wichtigen Standortfaktor dar. Hier liegen die Chancen für qualifizierte und dauerhaft wettbewerbsfähige Arbeitsplätze in Deutschland. 

Deutsche Industriepolitik ist schließlich nicht denkbar ohne Einbettung in den europäischen Rahmen. Das Ringen zwischen 15 Mitgliedstaaten und der Kommission um den „richtigen“ Ausgleich zwischen sozialen, ökologischen und ökonomischen Interessen ist legitim – aber es darf nicht zu einem dauerhaften Gegeneinander führen, dass die Chancen verbaut, die in einer proaktiv betriebenen europäischen Industriepolitik liegen. Langfristig wird es auch für die deutsche Industrie ertragreicher sein, sich auf erfolgreiche europäische industriepolitische Projekte einzulassen und diese mitzugestalten. Der Luftfahrtmarkt gilt heute als einer der Zukunftsmärkte und als einer der erfolgreichsten Kandidaten für Innovation – ohne das gemeinsame europäische Projekt „Airbus“ wäre dies nicht möglich.

Fazit:

Soll die Innovations- Initiative der Bundesregierung Erfolg haben, muss sie langfristig angelegt und verlässlich sein. Soweit bis heute erkennbar, reduziert sie sich jedoch auf eine punktuelle Erhöhung von Fördermitteln, die Forderung nach Elite – Universitäten und allgemeine Appelle an Mut und Risikobereitschaft. Ob so ein besseres Innovationsklima entsteht ist zu bezweifeln. Die Gewerkschaften hoffen jedoch, dass angesichts der Gefahren, im Innovationswettbewerb einmal nicht mehr mithalten zu können, tatsächlich die vom Bundeskanzler angestrebte Partnerschaft für Innovation entsteht, an der sie und vor allem ihre Betriebs- und Personalräte mitwirken werden, die ja bereits heute tagtäglich als Motoren und Initiatoren von Innovationsprozessen ungezählte Arbeitsplätze gerettet und ermöglicht haben.

